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Niederschrift

Rohstoff - Forum  Niedersachsen


 Beratung mit Vertretern der Aktionsgemeinschaft Weserbergland

 am  29.04.2005 im ML, Hannover

Teilnehmer: 

siehe Anlage
Beginn: 10 Uhr
Ende: 13 Uhr 20
1.
Sachstand Rohstoff - Forum Niedersachsen 
Herr Wittenbecher gibt eine Einführung in das Thema und erläutert den Anlass, die Zielrichtung und den Stand des Rohstoff- Forum Niedersachsen, das als ein informelles, nicht gesetzlich vorgeschriebenes Verfahren angelegt und im Jahre 2004 eröffnet worden ist. 
Im vergangenen Jahr sind die schriftlichen Stellungnahmen zum Rohstoff-Forum ausgewertet worden. Es haben sich einige Problemstellungen herausgebildet; die Positionen der Beteiligten liegen teilweise weiterhin auseinander. Derzeit werden mit den Beteiligten nacheinander vertiefende Gespräche geführt. 
Das Rohstoff-Forum soll durch eine Klärung der Sach- und Faktenlage zu einer Versachlichung der bisher zu diesem Thema geführten Diskussion dienen. Es ist Aufgabe des Rohstoff-Forums, objektive Entscheidungskriterien zu bislang widersprüchlichen Aussagen zu entwickeln, die dem Kabinett zur Entscheidungen zum weiteren Abbau von Hartgesteinen in Niedersachen dienen sollen.          

2. 
Bedeutung der Rohstoffbranche

Hinsichtlich der Positionen der Aktionsgemeinschaft Weserberge ist von Interesse, wie die Einschätzungen zu den Auswirkungen von Rohstoffabbaustellen auf die Belange von Natur- und Landschaftsschutz sind und ob und welchen Nutzen / Mehrwert das Land und die Region vom weiteren Abbau von Bodenschätzen in SHG und HM haben und ob dabei das Maß des Vertretbaren nicht bereits erreicht und negative Auswirkungen des hier konzentrierten Bodenabbaus auf andere Branchen wie z.B. auf den Tourismus nicht schon feststellbar sind, bzw. auf zukünftige Entwicklungen haben werden, wenn weitere Rohstoffsicherungs- und damit Gewinnungsgebiete in dieser Region festgelegt und eröffnet werden.

Frau Reineking führt aus, dass sich der AGW derzeit 46 Vereine und Verbände angeschlossen haben, die die Zielsetzung der AGW, das Wesergebirge und den Süntel vor einer vollständigen Zerstörung durch Gesteinsabbau zu bewahren, unterstützen und die noch vorhandenen Landschafts- und Naturschätze auch zukünftigen Generationen erhalten möchten.  Dabei werde die Verantwortlichkeit des Landes für die Sicherung de Rohstoffe nicht verkannt, geologische Vorkommen von Rohstoffen in dieser Region auch nicht angezweifelt. 
Durch die bereits bestehenden Abbaustellen in den Landkreisen SHG und HM und die damit einhergehenden und noch zu erwartenden Konflikte seien die Grenzen der Belastungen für die Bevölkerung, für die Eingriffe in das Landschaftsbild und schützenswerte Naturbereiche jedoch erreicht und aus ihrer Sicht auch überschritten.
Zur Verdeutlichung und Darstellung werden weitere Exemplare der bereits eingereichten Dokumentationen vorgelegt - als jüngstes Beispiel wird der Kammabbruch des Messingsberges mit dem unkontrollierten Abrutsch von 1 Mill t Gestein aus ungenehmigten Flächen in den aktiven Steinbruch Steinbergen und den Folgen für die Landschaftsstruktur und den wertvollen Kammbereich anhand von Fotos dargestellt. 
Die Erweiterung bestehender und die  Eröffnung neuer Rohstoffgewinnungsgebiete
würde den Tourismus empfindlich beeinträchtigen. Auch die mit dem Abbau verbundenen Belastung durch den Schwerlastverkehr würden nach Einschätzung der AGW erfolgreich etablierte Erholungsgebiete wie z.B. am Doktorsee- im Sommer mit 7000 Übernachtungen täglich und damit zahlenden Gästen ein unverzichtbarer Wirtschaftsfaktor- ebenso gefährden, wie zukünftig mögliche weitere wirtschaftliche Entwicklungen für den als „Hoffnungsträger“ geltenden Tourismus in der Region rund um Wesergebirge und  Süntel, wenn die dafür nötige Infrastruktur „intakte Kultur- und Erholungslandschaft“ als wesentliche Grundlage nicht mehr bereit gestellt werden könne. 
Durch die Verlagerung und oder Auflösung von Betrieben und Behörden und dem damit verbundenen Arbeitsplatzverlust sei die Region ohnehin schon wirtschaftlich

in besonderem Maße getroffen. 
Zur Verdeutlichung der Situation legt Frau Reineking für die AGW 
einen Kriterienrahmen und Indikatorenkatalog für nachhaltige Raumstruktur,

sowie eine Beschäftigungsbilanz der Wirtschaftsregion Weserbergland vor, die am 21.04.05   in der Dewezet veröffentlicht wurde.   

Herr Dr. Bartels erläutert die sich aus ihr ergebene, unbefriedigende wirtschaftliche Situation und die damit verbundenen Folgen für die Region.
Herr Thielemann betont die durch die Ballung der Abbauvorhaben entstandene regionale Sensibilität bei allen im dortigen Raum vorhandenen Abbaustellen. Die ursprüngliche Flusslandschaft der Weser werde in eine Seenlandschaft verwandelt, der Abbau im Bereich der Kameslandschaft bei Möllenbeck und die inzwischen offenbar außer Kontrolle geratenen Steinbrüche der Weserkette,  einschließlich des damit in Zusammenhang stehenden Bergrutsches am Messingberg ließen tiefe Wunden zurück, den der Wald nur noch kulissenartig umgebe. 
Auch weitgehend ausgebeuteten Lagerstätten würden zur Aufrechterhaltung der Abbaugenehmigungen immer mal wieder sporadisch genutzt. Es fehle an vorzeigbaren Beispielen für gelungene Rekultivierungsmaßnahmen. Das Vertrauen gegenüber den Abbauunternehmen würde gestärkt werden, wenn ein überzeugendes Beispiel einer Rekultivierung erkennbar wäre. Das Naturschutzgebiet „ Kamm des Wesergebirges“ stelle naturschutzfachlich gesehen im niedersächsischen Teil nur einen Flickenteppich dar, der im Gegensatz zum Vorgehen im Land Nordrhein Westfahlen keine geschlossene Biotopvernetzung zwischen Süntel und Wiehengebirge mehr gewährleiste. Niedersachsen schütze seine landschaftlichen Ressourcen hier nicht ausreichend.  
Seitens der AGW wird auf Beispiele konstruktiver Landschaftsgestaltung im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen in anderen Bundesländern, wie z.B. den Höhenpark Killesberg bei Stuttgart, verwiesen, die weit über das Anpflanzen von Pioniergehölzen und natürlicher Sukzession hinausgehen und mit denen naturnahe und standortgerechte Erholungswertfunktionen der Bevölkerung zurückgegeben worden seien. Eine Abbaupause von 20 Jahren und gelungene Rekultivierungsbeispiele würden, nach Einschätzung der AGW, Raum für weitere Zugeständnisse bei künftigen Abbauvorhaben geben. Zur Wiedernutzbarmachung für die Bevölkerung würde sich vor Ort der Steinbruch Rohden anbieten, in dem keine Abbaugenehmigung mehr vorhanden ist und dadurch auch eine Gefahr des Abrutschens des wertvollen Klippenkamms des Mönchebergs ausgeschlossen sei.
3.
Bedarf / Verbrauch / Statistisches Material
Herr Reinecke hält es für erforderlich, dass die Menge des gewonnenen Rohstoffmaterials, das vorwiegend im Straßenbau Verwendung findet, anhand der gebauten Straßenkilometer ermittelt wird. Darüber hinaus fordert er eine Ermittlung der "wahren Kosten" in Form einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung einschließlich der Umwelt- und Transportkosten. Eine solche Gegenüberstellung würde zu dem Ergebnis führen, dass  importierte Materialien preiswerter seien. Durch Restriktionen bei heimischem Material ließe sich eine Preispolitik betreiben, die zu einer Schonung der heimischen Vorräte führe. 
Nach Einschätzung von Frau Worlitzsch und Herrn Dr. Langer wäre von einer derartigen, nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand zu erstellenden Übersicht keine belastbare Aussage über die verbauten Massen an Hartgestein bzw. daraus gefertigte Produkte zu erwarten. Insgesamt werden im Straßenbau Baustoffe und Materialien aus unterschiedlichen nicht erfassten Herkünften und in unterschiedlichen Qualitäten verbaut (u.a. auch mit hohem Anteil von Recyclingprodukten) Ein Rückschluss auf die Menge der eingesetzten Primärmaterialien aus niedersächsischen Steinbrüchen sei aus einer solchen Aufstellung nicht möglich
Hinsichtlich des Bedarfes und des Verbrauchs von Rohstoffen gibt es, wie Herr Wittenbecher und Herr Dr. Langer erläutern, nur wenig und kaum regional aufbereitetes statistisches Material. Insofern ist man auf die nur teilweise belastbaren Daten, Schätzungen und Plausibilitäten angewiesen. Das NLfB hat durch Umfragen bei Betrieben in den Jahren 2002-2004 eigenes Zahlenmaterial zusammengestellt, das derzeit noch aufbereitet wird und demnächst vorgelegt werden kann. Generell lässt sich feststellen, dass zum jetzigen Zeitpunkt hinsichtlich Bedarf und Produktion von rückläufigen Zahlen ausgegangen werden kann. 
Herr  Wittenbecher benennt die für Niedersachsen insgesamt abschätzbaren Werte (Zahlen aus den Jahren 2001/2002), die für die Produktion in Niedersachsen mit 9,0 Mio. t, die Lieferung aus anderen Bundesländern mit 1,4 Mio. t, die Importe aus Norwegen und Schottland mit 2,2 Mio. t und den sichtbaren Verbrauch mit 12,7 Mio. t angegeben werden.
Die AGW wendet ein, dass die genannten Zahlen  aus denen sich ergibt, dass die Produktion von Hartgestein in Niedersachsen tatsächlich auch benötigt wird von der AGW für die weitere Beurteilung der Problematik nicht akzeptiert werden kann. Wenn es möglich ist den „Import“ des Hartgesteins zu beziffern, muss es auch möglich sein, den „Export“ zahlenmäßig zu erfassen. Es käme zur Benennung auch der  „Exportzahlen“ auf den guten Willen der Unternehmen an, die bei uns in Niedersachsen Hartgesteine abbauen.
Herr Wittenbecher führt weiter aus, neben einem nicht quantifizierbaren grenznahen Lieferverkehr gebe es keinen zahlenmäßig bedeutsamen Export von Hartgesteinen aus Niedersachsen, sondern vielmehr Importe aus benachbarten Bundesländern bzw. aus Norwegen und Schottland. Im- und Exporte fänden ihre Grenzen bei den Transportkosten, die schon ab einer geringen Entfernung höher lägen, als der Materialwert der Fracht und die auch durch Massentransporte auf dem Schiffs- oder Schienenweg nur eingeschränkt leistbar seien, da die Feinverteilung in die Fläche und zu den Baustellen wegen fehlender Anschlussmöglichkeiten stets in einer mehrfach gebrochenen Transportkette und letztlich doch über den LKW-Transport erfolgen müsse. 
Auf Nachfrage von Herrn Reinecke wird auch festgestellt, dass in Niedersachsen eine autarke Versorgung mit Hartgesteinen aus heimischen Steinbrüchen nicht gegeben und angesichts des Mengengerüstes auch nicht errechenbar ist.

Herr Reinecke wendet ein und führt aus, dass Niedersachsen sehr wohl über ein relativ dichtes Wasserstraßennetz verfüge und daher seine mehrfach gebrochenen Transportketten auch bei Importen nicht zu befürchten hat. Als Beispiel führt er an: A39 – Elbeseitenkanal. 
Auf weiteres Nachfragen von Herrn Reinecke wird von Herrn Wittenbecher erklärt,

dass Niedersachsen eine autarke Versorgung mit Hartgesteinen aus heimischen Steinbrüchen nicht anstrebe. 


Spezifische Fakten und Daten können den beigefügten Papieren entnommen werden. 
Diese hier genannten Fakten und Daten wurden der AGW für eine Stellungnahme nicht vorgelegt.
4.
Auswirkungen auf den Tourismus
Herr Wittenbecher berichtet aus dem Gespräch mit den Vertretern der Landkreise SHG und HM und über die dabei gewonnenen Erkenntnisse zur Bedeutung des Tourismus als ein wichtiger regionalwirtschaftlicher Bereich für das Weserbergland. Er weist auch auf die Belastungen hin, die auf den Tourismus auf Grund der Vielzahl der Rohstoffabbaustellen in der Region zugekommen sind.
Herr Dr. Bartels bestärkt diese Aussagen der Landkreise. Auch wegen fehlender Finanzmittel befinde sich der 1980 eingerichtete Naturpark Weserbergland heute in einem schlechten Zustand, was sowohl die Pflege der Wälder als auch die der Infrastruktureinrichtungen angehe. Durch die in den Steinbrüchen  getätigten Eingriffe an den Bergen seien nicht mehr reparierbare Eingriffe entstanden. Das ursprünglich sehr reizvolle, regionale  Wanderwegenetz, durch Eingriffe von Menschenhand zunehmend unattraktiver für Naturliebhaber und Wanderer. Im Gegensatz zum Naturpark Steinhuder Meer habe der Naturpark Weserbergland durch Versäumnisse und Vernachlässigungen schon an Bedeutung verloren, was durch weitere Abbauvorhaben und damit weiter zu erwartende Belastungen auf den Tourismus noch verstärkt werde.
Wie Herr Thielemann und Frau Reineking berichteten sei der einstmals bedeutende Wandertourismus im Naturpark Weserbergland schon deshalb stark rückläufig. Die Vernachlässigungen im Zusammenhang mit dem Gesteinsabbau und die mangelnde Pflege für die Erhaltung der Landschaft als Voraussetzung für den Tourismus habe nach Aussagen von Frau Reineking auch bereits zum Rückgang der Übernachtungszahlen in kleineren Betrieben geführt hat. Ein großer Teil der ehemals zugänglichen Waldflächen sei durch die in den Jahren entstandenen Steinbrüche nicht mehr vorhanden. Ähnliche und damit auch für den Wanderer zugängliche Erholungsräume entstehen nicht, die Bevölkerung verliere durch die im Abbau befindlichen Betriebsstätten und die dadurch ausgehenden Gefährdungen  ihren Naherholungsraum. 
Der Wandertourismus könnte auch unter Nutzung neuer Trends wie dem Nordic-Walking wiederbelebt werden, wenn die dafür nötige Entwicklung und Pflege der spezifischen Infrastruktur im Naturpark Weserbergland einsetze und die verbliebenen Landschaftsbereiche hier zugänglich und erhalten bleiben. Eine Förderung mit öffentlichen Mitteln wäre durchaus wünschenswert. 
5.
Recycling
Herr Wittenbecher stellt dar, dass die für Deutschland genannte Recyclingquote von 17% in der von der EU Ende der 90er Jahre in Auftrag gegebenen Studie zum Abfallmanagement von Bau- und Abbruchabfällen, dem Symonds-Report, falsch sei.
Er führt aus, Deutschland hätte bei der Verwertung von Baumaterialien eine Quote von rd. 84 % erreicht, in Niedersachsen läge sie mit rd. 87 % auf hohem Niveau und könne mehr gesteigert werden könne. 
Frau Reineking fragt mehrfach nach, ob es stimme, dass in Niedersachsen Bauschutt bzw. für den Straßenbau nach Sortierung geeignete Materialien als verwertet gelten und damit in die Recyclingquote mit einberechnet werde, wenn es in die Deponie gefahren werde. Eine Bejahung bzw. wenn es nicht stimme Verneinung wurde trotz mehrfachen Bittens zur Beantwortung dieser Frage nicht gegeben.
Die AGW merkt dazu an, dass es sich hier um eine Definitionsfrage handeln könnte- was ist verwertbar und was nicht. Für Niedersachsen würden sich im Verbund mit einer entsprechenden Regelung der DIN-Normen hier Möglichkeiten zur Verwertung für z.B. als Unterbau im Straßenbau ergeben.  Durch eine entsprechende Deklarierung des nicht länger als „Abfall“ zu bezeichnende Materials, ließen sich entsprechende Handelshemmnisse für die Recyclingindustrie ebenso abstellen. 
Herr Wittenbecher verweist auf einen Rd. Erl. des MU/MW zur Verwendung von Recyclingmaterialien bei öffentlichen Bauvorhaben und darauf, dass eine inhaltlich sicherlich schwierige Diskussion über Normen und veränderbare Grenzwerte für den Einsatz von Recyclingmaterial nicht im Rahmen des Rohstoff-Forums geführt werden könne. 

Zu diesem Thema hat MU ein Papier erarbeitet, das auch dem LBU zusammen mit anderen Ausarbeitungen mit dem Protokoll dieser Beratung mit der AGW zur Kenntnis gegeben wird. 
Spezifische Fakten und Daten können den beigefügten Papieren entnommen werden.
Diese hier genannten Fakten und Daten wurden der AGW für eine Stellungnahme nicht vorgelegt.

6.
Weitere Schritte
· Herr Wittenbecher erläutert den angedachten weiteren Fortgang des Rohstoff-Forums. Er sehe dabei keinen zeitlichen Druck, möchte aber einen Abschluss bis Ende des Jahres erreichen
Die Ergebnisse des Forums sollen durch ML schriftlich zusammengefasst und dem Kabinett vorgelegt werden, damit auf dieser Basis ggf. politische Entscheidungen zum weiteren Abbau von Hartgesteinen in Niedersachen getroffen werden können.

Auf eine gemeinsame Abschlussveranstaltung soll nach jetzigem Stand der      Rückmeldungen von den anderen Beteiligten verzichtet werden.
Die AGW zeigte sich von der Ankündigung, dass die Verbände der abbauenden Industrie Gespräche mit der AGW nicht führen möchten erstaunt und von dieser Ankündigung bei diesem Beratungsgespräch überrascht. 
· 
Frau Reineking erklärt die Bereitschaft der AGW, weiterhin das Gespräch zu suchen und am Rohstoffforum mitwirken zu wollen. Denn aus Sicht der AGW müssen auch für die Zukunft ein Konsens und Lösungen gefunden werden, da weitere Eingriffe und damit Festlegungen als Rohstoffsicherungsgebiete in der Weserkette durch Hartgesteinbrüche nicht mehr hingenommen werden können. 
Begründung: 

Weitere dafür vom Landesamt für Bodenforschung vorgeschlagene nötige Flächen könnten in der Region um das Wesergebirge und den Süntel schon aufgrund der Bevölkerungsdichte, aus städtebaulichen, naturschutzrechtlichen, wirtschaftlichen und geschichts-historischen Belangen nicht mehr ausgewiesen werden. Ebenso kann eine Gefährdung für die wichtigen Trinkwasservorkommen nicht ausgeschlossen werden. 

Die AGW behält sich daher vor, diese Ablehnung gegenüber Zulassungen weiterer Hartgesteinbrüche in den Weserbergen, neben der schon eingereichten Dokumentation und dort benannten Konflikten, mit weiteren Stellungnahmen zu einzelnen Themenfeldern zu untermauern und wenn nötig nachzureichen - wie z.B. zur Bedeutung und Ausbau des Tourismus und zur wirtschaftlichen Entwicklung in der Region. 
Herr Reinecke erinnert an die Zusage von MP Wulff gegenüber der AGW, vor der Festlegung neuer Vorranggebiete für die Hartgesteinsgewinnung ein Mediationsverfahren durchführen zu lassen.
Frau Reineking erinnert daran, dass es bereits mit der Erweiterung der Lagerstätte im Riesenberg im Süntel im gerade verabschiedeten LROP eine Neufestlegung in diesem Bereich gegeben hätte.
· ML sagt den Versandt folgender Papiere zu:

· MU zu den Auswirkungen des Hartgesteinsabbaus auf den Naturschutz

· MU zum Recyclingthema
· NLfB zu den wirtschaftlichen Verflechtungen der Rohstoffwirtschaft 

· 
· Mindestens zwei weitere Themenbereiche bedürfen einer näheren Erörterung: 
1. Die Auswirkungen der Restriktion hiesiger Steinbrüche auf den Arbeitsmarkt

2. Die Zuständigkeiten, rechtliche Rahmenbedingungen und fachliche Kompetenz für die Erteilung von Abbaugenehmigungen; Überwachung der Einhaltung von Auflagen

         Begründung: 

         Nach einhelliger Auffassung der  Beteiligten, sollte die Kammregion des Wesergebirges durch den Gesteinsabbau nicht angetastet werden. Trotzdem sind die Kämme an mehreren Stellen, z.T. spektakulär abgerutscht. Diese Tatsache und die zuletzt erstellten Gutachten lassen den Schluss zu, dass die Genehmigungsbehörden ihrer Aufgabe nicht gewachsen waren. Die Ursachen müssen erforscht und die Mängel abgestellt werden. Außerdem sollten diese Verfahren schon deshalb für die Öffentlichkeit transparent gemacht werden, da ihre Ergebnisse für die Bürger und ihre Nachkommen ungleich folgenreicher sind, als die Marginalien, die gewöhnlich in Gemeinde- und Kreisparlamenten öffentlich behandelt zu werden pflegen.

Für die Niederschrift    G. Austmann
Hier die noch eingefügten Ergänzungen:
Kopie für Herrn Dr. Bartels, Herrn Thielemann, Dirk Reinecke zur Kenntnis und für Ihre Unterlagen.

                                                                                                                   Schaumburg, den 24.Mai 2004
Sehr geehrter Herr Austmann,

wir haben uns ausführlich mit dem von Ihnen übersandten Entwurf

auseinandergesetzt und bitten darum, die hier eingearbeiteten

Änderungen und Ergänzungen in der endgültigen Fassung

des Protokolls der Niederschrift vom 29.04.2005, zu übernehmen.

Mit freundlichen Grüßen

Elke Reineking

(Sprecherin AGW) 
Schaumburger Freunde für den Erhalt des Wesergebirges
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1.
Sachstand Rohstoff - Forum Niedersachsen 

Herr Wittenbecher gibt eine Einführung in das Thema und erläutert den Anlass, die Zielrichtung und den Stand des Rohstoff- Forum Niedersachsen, das als ein informelles, nicht gesetzlich vorgeschriebenes Verfahren angelegt und im Jahre 2004 eröffnet worden ist. Im vergangenen Jahr sind die schriftlichen Stellungnahmen zum Rohstoff-Forum ausgewertet worden. Es haben sich einige Problemstellungen herausgebildet; die Positionen der Beteiligten liegen teilweise weiterhin auseinander. Derzeit werden mit den Beteiligten nacheinander vertiefende Gespräche geführt. Das Rohstoff-Forum soll durch eine Klärung der Sach- und Faktenlage zu einer Versachlichung der bisher zu diesem Thema geführten Diskussion dienen. Es ist Aufgabe des Rohstoff-Forums, objektive Entscheidungskriterien zu bislang widersprüchlichen Aussagen zu entwickeln, die dem Kabinett zur Entscheidungen zum weiteren Abbau von Hartgesteinen in Niedersachen dienen sollen.          

2. 
Bedeutung der Rohstoffbranche

Hinsichtlich der Positionen der Aktionsgemeinschaft Weserberge ist von Interesse, wie die Einschätzungen zu den Auswirkungen von Rohstoffabbaustellen auf die Belange von Natur- und Landschaftsschutz sind und ob und welchen Nutzen / Mehrwert das Land und die Region vom weiteren Abbau von Bodenschätzen in SHG und HM haben und ob dabei das Maß des Vertretbaren nicht bereits erreicht und negative Auswirkungen des hier konzentrierten Bodenabbaus auf andere Branchen wie z.B. auf den Tourismus nicht schon feststellbar sind, bzw. auf zukünftige Entwicklungen haben werden, wenn weitere Rohstoffsicherungs- und damit Gewinnungsgebiete in dieser Region festgelegt und eröffnet werden.

Frau Reineking führt aus, dass sich der AGW derzeit 46 Vereine und Verbände angeschlossen haben, die die Zielsetzung der AGW, das Wesergebirge und den Süntel vor einer vollständigen Zerstörung durch Gesteinsabbau zu bewahren, unterstützen und die noch vorhandenen Landschafts- und Naturschätze auch zukünftigen Generationen erhalten möchten.  Dabei werde die Verantwortlichkeit des Landes für die Sicherung de Rohstoffe nicht verkannt, geologische Vorkommen von Rohstoffen in dieser Region auch nicht angezweifelt. 

Durch die bereits bestehenden Abbaustellen in den Landkreisen SHG und HM und die damit einhergehenden und noch zu erwartenden Konflikte seien die Grenzen der Belastungen für die Bevölkerung, für die Eingriffe in das Landschaftsbild und schützenswerte Naturbereiche jedoch erreicht und aus ihrer Sicht auch überschritten.

Zur Verdeutlichung und Darstellung werden weitere Exemplare der bereits eingereichten Dokumentationen vorgelegt - als jüngstes Beispiel wird der Kammabbruch des Messingsberges mit dem unkontrollierten Abrutsch von 1 Mill t Gestein aus ungenehmigten Flächen in den aktiven Steinbruch Steinbergen und den Folgen für die Landschaftsstruktur und den wertvollen Kammbereich anhand von Fotos dargestellt. 

Die Erweiterung bestehender und die  Eröffnung neuer Rohstoffgewinnungsgebiete

würde den Tourismus empfindlich beeinträchtigen. Auch die mit dem Abbau verbundenen Belastung durch den Schwerlastverkehr würden nach Einschätzung der AGW erfolgreich etablierte Erholungsgebiete wie z.B. am Doktorsee- im Sommer mit 7000 Übernachtungen täglich und damit zahlenden Gästen ein unverzichtbarer Wirtschaftsfaktor- ebenso gefährden, wie zukünftig mögliche weitere wirtschaftliche Entwicklungen für den als „Hoffnungsträger“ geltenden Tourismus in der Region rund um Wesergebirge und  Süntel, wenn die dafür nötige Infrastruktur „intakte Kultur- und Erholungslandschaft“ als wesentliche Grundlage nicht mehr bereit gestellt werden könne. 

Durch die Verlagerung und oder Auflösung von Betrieben und Behörden und dem damit verbundenen Arbeitsplatzverlust sei die Region ohnehin schon wirtschaftlich

in besonderem Maße getroffen. 

Zur Verdeutlichung der Situation legt Frau Reineking für die AGW 

einen Kriterienrahmen und Indikatorenkatalog für nachhaltige Raumstruktur,

sowie eine Beschäftigungsbilanz der Wirtschaftsregion Weserbergland vor, die am 21.04.05   in der Dewezet veröffentlicht wurde.   

Herr Dr. Bartels erläutert die sich aus ihr ergebene, unbefriedigende wirtschaftliche Situation und die damit verbundenen Folgen für die Region.

Herr Thielemann betont die durch die Ballung der Abbauvorhaben entstandene regionale Sensibilität bei allen im dortigen Raum vorhandenen Abbaustellen. Die ursprüngliche Flusslandschaft der Weser werde in eine Seenlandschaft verwandelt, der Abbau im Bereich der Kameslandschaft bei Möllenbeck und die inzwischen offenbar außer Kontrolle geratenen Steinbrüche der Weserkette,  einschließlich des damit in Zusammenhang stehenden Bergrutsches am Messingberg ließen tiefe Wunden zurück, den der Wald nur noch kulissenartig umgebe. 

Auch weitgehend ausgebeuteten Lagerstätten würden zur Aufrechterhaltung der Abbaugenehmigungen immer mal wieder sporadisch genutzt. Es fehle an vorzeigbaren Beispielen für gelungene Rekultivierungsmaßnahmen. Das Vertrauen gegenüber den Abbauunternehmen würde gestärkt werden, wenn ein überzeugendes Beispiel einer Rekultivierung erkennbar wäre. Das Naturschutzgebiet „ Kamm des Wesergebirges“ stelle naturschutzfachlich gesehen im niedersächsischen Teil nur einen Flickenteppich dar, der im Gegensatz zum Vorgehen im Land Nordrhein Westfahlen keine geschlossene Biotopvernetzung zwischen Süntel und Wiehengebirge mehr gewährleiste. Niedersachsen schütze seine landschaftlichen Ressourcen hier nicht ausreichend.  

Seitens der AGW wird auf Beispiele konstruktiver Landschaftsgestaltung im Rahmen von Kompensationsmaßnahmen in anderen Bundesländern, wie z.B. den Höhenpark Killesberg bei Stuttgart, verwiesen, die weit über das Anpflanzen von Pioniergehölzen und natürlicher Sukzession hinausgehen und mit denen naturnahe und standortgerechte Erholungswertfunktionen der Bevölkerung zurückgegeben worden seien. Eine Abbaupause von 20 Jahren und gelungene Rekultivierungsbeispiele würden, nach Einschätzung der AGW, Raum für weitere Zugeständnisse bei künftigen Abbauvorhaben geben. Zur Wiedernutzbarmachung für die Bevölkerung würde sich vor Ort der Steinbruch Rohden anbieten, in dem keine Abbaugenehmigung mehr vorhanden ist und dadurch auch eine Gefahr des Abrutschens des wertvollen Klippenkamms des Mönchebergs ausgeschlossen sei.

3.
Bedarf / Verbrauch / Statistisches Material

Herr Reinecke hält es für erforderlich, dass die Menge des gewonnenen Rohstoffmaterials, das vorwiegend im Straßenbau Verwendung findet, anhand der gebauten Straßenkilometer ermittelt wird. Darüber hinaus fordert er eine Ermittlung der "wahren Kosten" in Form einer gesamtwirtschaftlichen Betrachtung einschließlich der Umwelt- und Transportkosten. Eine solche Gegenüberstellung würde zu dem Ergebnis führen, dass  importierte Materialien preiswerter seien. Durch Restriktionen bei heimischem Material ließe sich eine Preispolitik betreiben, die zu einer Schonung der heimischen Vorräte führe. 

Nach Einschätzung von Frau Worlitzsch und Herrn Dr. Langer wäre von einer derartigen, nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand zu erstellenden Übersicht keine belastbare Aussage über die verbauten Massen an Hartgestein bzw. daraus gefertigte Produkte zu erwarten. Insgesamt werden im Straßenbau Baustoffe und Materialien aus unterschiedlichen nicht erfassten Herkünften und in unterschiedlichen Qualitäten verbaut (u.a. auch mit hohem Anteil von Recyclingprodukten) Ein Rückschluss auf die Menge der eingesetzten Primärmaterialien aus niedersächsischen Steinbrüchen sei aus einer solchen Aufstellung nicht möglich

Hinsichtlich des Bedarfes und des Verbrauchs von Rohstoffen gibt es, wie Herr Wittenbecher und Herr Dr. Langer erläutern, nur wenig und kaum regional aufbereitetes statistisches Material. Insofern ist man auf die nur teilweise belastbaren Daten, Schätzungen und Plausibilitäten angewiesen. Das NLfB hat durch Umfragen bei Betrieben in den Jahren 2002-2004 eigenes Zahlenmaterial zusammengestellt, das derzeit noch aufbereitet wird und demnächst vorgelegt werden kann. Generell lässt sich feststellen, dass zum jetzigen Zeitpunkt hinsichtlich Bedarf und Produktion von rückläufigen Zahlen ausgegangen werden kann. 

Herr  Wittenbecher benennt die für Niedersachsen insgesamt abschätzbaren Werte (Zahlen aus den Jahren 2001/2002), die für die Produktion in Niedersachsen mit 9,0 Mio. t, die Lieferung aus anderen Bundesländern mit 1,4 Mio. t, die Importe aus Norwegen und Schottland mit 2,2 Mio. t und den sichtbaren Verbrauch mit 12,7 Mio. t angegeben werden.

Die AGW wendet ein, dass die genannten Zahlen  aus denen sich ergibt, dass die Produktion von Hartgestein in Niedersachsen tatsächlich auch benötigt wird von der AGW für die weitere Beurteilung der Problematik nicht akzeptiert werden kann. Wenn es möglich ist den „Import“ des Hartgesteins zu beziffern, muss es auch möglich sein, den „Export“ zahlenmäßig zu erfassen. Es käme zur Benennung auch der  „Exportzahlen“ auf den guten Willen der Unternehmen an, die bei uns in Niedersachsen Hartgesteine abbauen.

Herr Wittenbecher führt weiter aus, neben einem nicht quantifizierbaren grenznahen Lieferverkehr gebe es keinen zahlenmäßig bedeutsamen Export von Hartgesteinen aus Niedersachsen, sondern vielmehr Importe aus benachbarten Bundesländern bzw. aus Norwegen und Schottland. Im- und Exporte fänden ihre Grenzen bei den Transportkosten, die schon ab einer geringen Entfernung höher lägen, als der Materialwert der Fracht und die auch durch Massentransporte auf dem Schiffs- oder Schienenweg nur eingeschränkt leistbar seien, da die Feinverteilung in die Fläche und zu den Baustellen wegen fehlender Anschlussmöglichkeiten stets in einer mehrfach gebrochenen Transportkette und letztlich doch über den LKW-Transport erfolgen müsse. 

Auf Nachfrage von Herrn Reinecke wird auch festgestellt, dass in Niedersachsen eine autarke Versorgung mit Hartgesteinen aus heimischen Steinbrüchen nicht gegeben und angesichts des Mengengerüstes auch nicht errechenbar ist.

Herr Reinecke wendet ein und führt aus, dass Niedersachsen sehr wohl über ein relativ dichtes Wasserstraßennetz verfüge und daher seine mehrfach gebrochenen Transportketten auch bei Importen nicht zu befürchten hat. Als Beispiel führt er an: A39 – Elbeseitenkanal. 

Auf weiteres Nachfragen von Herrn Reinecke wird von Herrn Wittenbecher erklärt,

dass Niedersachsen eine autarke Versorgung mit Hartgesteinen aus heimischen Steinbrüchen nicht anstrebe. 

Spezifische Fakten und Daten können den beigefügten Papieren entnommen werden. 

Diese hier genannten Fakten und Daten wurden der AGW für eine Stellungnahme nicht vorgelegt.

4.
Auswirkungen auf den Tourismus

Herr Wittenbecher berichtet aus dem Gespräch mit den Vertretern der Landkreise SHG und HM und über die dabei gewonnenen Erkenntnisse zur Bedeutung des Tourismus als ein wichtiger regionalwirtschaftlicher Bereich für das Weserbergland. Er weist auch auf die Belastungen hin, die auf den Tourismus auf Grund der Vielzahl der Rohstoffabbaustellen in der Region zugekommen sind.

Herr Dr. Bartels bestärkt diese Aussagen der Landkreise. Auch wegen fehlender Finanzmittel befinde sich der 1980 eingerichtete Naturpark Weserbergland heute in einem schlechten Zustand, was sowohl die Pflege der Wälder als auch die der Infrastruktureinrichtungen angehe. Durch die in den Steinbrüchen  getätigten Eingriffe an den Bergen seien nicht mehr reparierbare Eingriffe entstanden. Das ursprünglich sehr reizvolle, regionale  Wanderwegenetz, durch Eingriffe von Menschenhand zunehmend unattraktiver für Naturliebhaber und Wanderer. Im Gegensatz zum Naturpark Steinhuder Meer habe der Naturpark Weserbergland durch Versäumnisse und Vernachlässigungen schon an Bedeutung verloren, was durch weitere Abbauvorhaben und damit weiter zu erwartende Belastungen auf den Tourismus noch verstärkt werde.

Wie Herr Thielemann und Frau Reineking berichteten sei der einstmals bedeutende Wandertourismus im Naturpark Weserbergland schon deshalb stark rückläufig. Die Vernachlässigungen im Zusammenhang mit dem Gesteinsabbau und die mangelnde Pflege für die Erhaltung der Landschaft als Voraussetzung für den Tourismus habe nach Aussagen von Frau Reineking auch bereits zum Rückgang der Übernachtungszahlen in kleineren Betrieben geführt hat. Ein großer Teil der ehemals zugänglichen Waldflächen sei durch die in den Jahren entstandenen Steinbrüche nicht mehr vorhanden. Ähnliche und damit auch für den Wanderer zugängliche Erholungsräume entstehen nicht, die Bevölkerung verliere durch die im Abbau befindlichen Betriebsstätten und die dadurch ausgehenden Gefährdungen  ihren Naherholungsraum. 

Der Wandertourismus könnte auch unter Nutzung neuer Trends wie dem Nordic-Walking wiederbelebt werden, wenn die dafür nötige Entwicklung und Pflege der spezifischen Infrastruktur im Naturpark Weserbergland einsetze und die verbliebenen Landschaftsbereiche hier zugänglich und erhalten bleiben. Eine Förderung mit öffentlichen Mitteln wäre durchaus wünschenswert. 

5.
Recycling

Herr Wittenbecher stellt dar, dass die für Deutschland genannte Recyclingquote von 17% in der von der EU Ende der 90er Jahre in Auftrag gegebenen Studie zum Abfallmanagement von Bau- und Abbruchabfällen, dem Symonds-Report, falsch sei.

Er führt aus, Deutschland hätte bei der Verwertung von Baumaterialien eine Quote von rd. 84 % erreicht, in Niedersachsen läge sie mit rd. 87 % auf hohem Niveau und könne nicht mehr gesteigert werden. 

Frau Reineking fragt mehrfach nach, ob es stimme, dass in Niedersachsen Bauschutt bzw. für den Straßenbau nach Sortierung geeignete Materialien als verwertet gelten und damit in die Recyclingquote mit einberechnet werde, wenn es in die Deponie gefahren werde. Eine Bejahung bzw. wenn es nicht stimme Verneinung wurde trotz mehrfachen Bittens zur Beantwortung dieser Frage nicht gegeben.

Die AGW merkt dazu an, dass es sich hier um eine Definitionsfrage handeln könnte- was ist verwertbar und was nicht. Für Niedersachsen würden sich im Verbund mit einer entsprechenden Regelung der DIN-Normen hier Möglichkeiten zur Verwertung für z.B. als Unterbau im Straßenbau ergeben.  Durch eine entsprechende Deklarierung des nicht länger als „Abfall“ zu bezeichnende Materials, ließen sich entsprechende Handelshemmnisse für die Recyclingindustrie ebenso abstellen. 

Herr Wittenbecher verweist auf einen Rd. Erl. des MU/MW zur Verwendung von Recyclingmaterialien bei öffentlichen Bauvorhaben und darauf, dass eine inhaltlich sicherlich schwierige Diskussion über Normen und veränderbare Grenzwerte für den Einsatz von Recyclingmaterial nicht im Rahmen des Rohstoff-Forums geführt werden könne. 

Zu diesem Thema hat MU ein Papier erarbeitet, das auch dem LBU zusammen mit anderen Ausarbeitungen mit dem Protokoll dieser Beratung mit der AGW zur Kenntnis gegeben wird. 

Spezifische Fakten und Daten können den beigefügten Papieren entnommen werden.

Diese hier genannten Fakten und Daten wurden der AGW für eine Stellungnahme nicht vorgelegt.

6.
Weitere Schritte
· Herr Wittenbecher erläutert den angedachten weiteren Fortgang des Rohstoff-Forums. Er sehe dabei keinen zeitlichen Druck, möchte aber einen Abschluss bis Ende des Jahres erreichen

Die Ergebnisse des Forums sollen durch ML schriftlich zusammengefasst und dem Kabinett vorgelegt werden, damit auf dieser Basis ggf. politische Entscheidungen zum weiteren Abbau von Hartgesteinen in Niedersachen getroffen werden können.

Auf eine gemeinsame Abschlussveranstaltung soll nach jetzigem Stand der      Rückmeldungen von den anderen Beteiligten verzichtet werden.

Die AGW zeigte sich von der Ankündigung, dass die Verbände der abbauenden Industrie Gespräche mit der AGW nicht führen möchten erstaunt und von dieser Ankündigung bei diesem Beratungsgespräch überrascht. 

Frau Reineking erklärt die Bereitschaft der AGW, weiterhin das Gespräch zu suchen und am Rohstoffforum mitwirken zu wollen. Denn aus Sicht der AGW müssen auch für die Zukunft ein Konsens und Lösungen gefunden werden, da weitere Eingriffe und damit Festlegungen als Rohstoffsicherungsgebiete in der Weserkette durch Hartgesteinbrüche nicht mehr hingenommen werden können. 

Begründung: 

Weitere dafür vom Landesamt für Bodenforschung vorgeschlagene nötige Flächen könnten in der Region um das Wesergebirge und den Süntel schon aufgrund der Bevölkerungsdichte, aus städtebaulichen, naturschutzrechtlichen, wirtschaftlichen und geschichts-historischen Belangen nicht mehr ausgewiesen werden. Ebenso kann eine Gefährdung für die wichtigen Trinkwasservorkommen nicht ausgeschlossen werden. 

Die AGW behält sich daher vor, diese Ablehnung gegenüber Zulassungen weiterer Hartgesteinbrüche in den Weserbergen, neben der schon eingereichten Dokumentation und dort benannten Konflikten, mit weiteren Stellungnahmen zu einzelnen Themenfeldern zu untermauern und wenn nötig nachzureichen - wie z.B. zur Bedeutung und Ausbau des Tourismus und zur wirtschaftlichen Entwicklung in der Region. 

Herr Reinecke erinnert an die Zusage von MP Wulff gegenüber der AGW, vor der Festlegung neuer Vorranggebiete für die Hartgesteinsgewinnung ein Mediationsverfahren durchführen zu lassen.

Frau Reineking erinnert daran, dass es bereits mit der Erweiterung der Lagerstätte im Riesenberg im Süntel im gerade verabschiedeten LROP eine Neufestlegung in diesem Bereich gegeben hätte.

· ML sagt den Versandt folgender Papiere zu:

· MU zu den Auswirkungen des Hartgesteinsabbaus auf den Naturschutz

· MU zum Recyclingthema

· NLfB zu den wirtschaftlichen Verflechtungen der Rohstoffwirtschaft 

· Mindestens zwei weitere Themenbereiche bedürfen einer näheren Erörterung: 

3. Die Auswirkungen der Restriktion hiesiger Steinbrüche auf den Arbeitsmarkt

4. Die Zuständigkeiten, rechtliche Rahmenbedingungen und fachliche Kompetenz für die Erteilung von Abbaugenehmigungen; Überwachung der Einhaltung von Auflagen

         Begründung: 

         Nach einhelliger Auffassung der  Beteiligten, sollte die Kammregion des Wesergebirges durch den Gesteinsabbau nicht angetastet werden. Trotzdem sind die Kämme an mehreren Stellen, z.T. spektakulär abgerutscht. Diese Tatsache und die zuletzt erstellten Gutachten lassen den Schluss zu, dass die Genehmigungsbehörden ihrer Aufgabe nicht gewachsen waren. Die Ursachen müssen erforscht und die Mängel abgestellt werden. Außerdem sollten diese Verfahren schon deshalb für die Öffentlichkeit transparent gemacht werden, da ihre Ergebnisse für die Bürger und ihre Nachkommen ungleich folgenreicher sind, als die Marginalien, die gewöhnlich in Gemeinde- und Kreisparlamenten öffentlich behandelt zu werden pflegen.

gez. e.
